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1. Derzeitige Situation
Das neue Ökostromgesetz schafft in der
österreichischen Energiepolitik erstmals
den rechtlichen Rahmen für eine zu-
kunftsweisende Biogaserzeugung aus
Wirtschaftsdüngern, nachwachsenden
Rohstoffen und organischen Abfällen.
Aus diesen landwirtschaftlichen Roh-
stoffen können ca. 2000 MW Gesamt-
leistung in Form von Strom und Wärme
erzeugt werden. Damit liegen die wesent-
lichen Potentiale der Biogaserzeugung in
der Landwirtschaft. Um dieses Potential
umsetzen zu können, sind 4.000 bis
6.000 Biogasanlagen erforderlich. Das
landwirtschaftliche Potential wird der-
zeit nur zu rund 5 % (ca. 150 Biogasan-
lagen) ausgenutzt. Ausgelöst durch die
Zielvorgaben des Ökostromgesetzes ste-
hen in Österreich unmittelbar 180 bis 240
Biogasanlagen von landwirtschaftlichen
Betrieben zur Errichtung an, deren Lei-
stung zwischen 75 kW und 1 MW lie-
gen wird. Diese Anlagen müssen bis zum
31.12.2004 genehmigt sein und bis zum
30.06.2006 in Betrieb gehen, damit sie
als Ökostromanlagen gelten.
Die Biogaserzeugung stellt einen relativ
neuen Genehmigungsgegenstand dar, für
den bislang erst wenige Erfahrungen vor-
liegen. Verschiedenste Rechtsbereiche
können berührt werden, innerhalb derer
zum Teil neue Rechtslagen bestehen.
Die Biogaserzeugung ist derzeit von ei-
ner starken technischen Entwicklung ge-
kennzeichnet. Biogasanlagen müssen
hohen technischen und sicherheitstech-
nischen Anforderungen genügen, sie sol-
len  kostengünstig errichtet und wirt-
schaftlich betrieben werden. Die Pla-
nung und das Bewilligungsverfahren
sollen erheblichen technischen und si-
cherheitstechnischen Anforderungen ge-
nügen und zeitökonomisch durchgeführt
werden. Für Projektwerber, Planer und
zuständige Behörden sind deshalb ver-
bindliche, klare, transparente und mög-
lichst einheitliche Genehmigungserfor-

dernisse für anstehende Bewilligungs-
verfahren hilfreich.

2. Rechtliche Rahmen-
bedingungen

Seit Jahresanfang gelten neue Einspei-
setarife für Ökostrom aus Biomassean-
lagen. Die Ökostromverordnung als Fol-
ge des Ökostromgesetzes regelt die Prei-
se für die Abnahme elektrischer Energie
aus Ökostromanlagen.
Durch diese nationale gesetzliche Maß-
nahme soll auch landwirtschaftlichen
Biogasanlagen ein wirtschaftlicher Be-
trieb durch langfristig abgesicherte Ta-
rife ermöglicht werden.
Diese nationale Offensive stellt einen
Meilenstein in der österreichischen En-
ergiepolitik dar und findet ihre Grundla-
ge in der Richtlinie 2001/77/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und Rates, die der
Förderung der Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energiequellen im Elektrizi-
tätsbinnenmarkt dient.
Die Europäische Union setzt durch den
Erlass dieser Richtlinie wiederum die
weltweiten Anstrengungen zur Bekämp-
fung der globalen Erwärmung in ihrem
Wirkungsbereich um, die im Rahmen-
übereinkommen der Vereinten Nationen

über Klimaänderungen festgesetzt wur-
den (Abbildung 1).

2.1 Richtlinie 2001/77/EG des
Europäischen Parlaments
und Rates

Die Richtlinie 2001/77/EG des Europäi-
schen Parlaments und Rates zur Förde-
rung der Stromerzeugung aus erneuer-
baren Energiequellen im Elektrizitätsbin-
nenmarkt ist am 27.09.2001 in Kraft ge-
treten und muss von den Mitgliedstaa-
ten bis zum 27.10.2003 in nationales
Recht umgesetzt werden. Sie sieht die
Erhöhung des Anteils der erneuerbaren
Energiequellen am Gesamtstromver-
brauch der EU von 13,9 % (1997) auf
22 % im Jahr 2010 vor. Im Falle Öster-
reichs bedeutet dies � durch den relativ
hohen Anteil an Wasserkraft �  eine Stei-
gerung des Anteils der erneuerbaren En-
ergiequellen am Bruttoinlandsstromver-
brauch von 70 % (1997) auf 78,1 % im
Jahr 2010.

2.2 Ökostromgesetz
Die Umsetzung der Vorgaben der EU-
Richtlinie 2001/77/EG in österreichi-
sches Recht erfolgte durch den Be-
schluss des Ökostromgesetzes am
03.07.2002 im Wirtschaftsausschuss und

Klimakonvention

Kyotoprotokoll

Ökostromgesetz

Verordnung
BGBl Nr. 508/2002

Erlass
551.352/48-IV/1/03

Abbildung 1: Maßnahmen auf nationaler, supranationaler und internationaler
Ebene zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen
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am 10.07.2002 im Plenum des National-
rates. Dieses Gesetz sieht unter anderem
� in Weiterführung des bereits mit dem
Elektrizitätswirtschafts- und -organisa-
tionsgesetz (ElWOG) begonnenen We-
ges � die langfristige Erreichung eines
Anteils von 4 % an �Ökostrom� an der
Stromversorgung Österreichs vor. Das
Ökostromgesetz regelt eine einheitliche
Abnahmepflicht für Strom aus bestimm-
ten erneuerbaren Energiequellen zu fe-
sten Einspeisetarifen (Vergütungspflich-
ten), um im Jahr 2010 gemäß § 4 Abs. 1
das Richtlinienziel von 78,1 % Stromer-
zeugung aus erneuerbaren Energieträ-
gern zu erreichen. Wesentliche Grund-
lagen des Ökostromgesetzes sind:
� Interesse an Klima- und Umweltschutz
� Erreichen des Zielwertes von 78,1 %

bis 2010
� Bundeseinheitliche Regelung und bun-

desweiter Ausgleich der Lasten der
Förderung

� Steigern der Kosteneffizienz
� Fördern neuer Technologien (Schwer-

punktsetzung)
� Investitionssicherheit für künftige

Anlagen (13 Jahre Garantie für Ein-
speisetarife)

2.3 Verordnung BGBl. II Nr. 508/
2002

In der Verordnung BGBl. II Nr. 508/2002
des Bundesministers für Wirtschaft und
Arbeit werden die Preise für die Abnah-
me elektrischer Energie aus als
Ökostromanlagen anerkannten Klein-
wasserkraftanlagen (§ 5 Abs. 1 Z 19
Ökostromgesetz) und aus sonstigen An-
lagen (§ 5 Abs. 1 Z 12 Ökostromgesetz),
denen nach dem 31.12.2002 die für die
Errichtung notwendigen Genehmigun-
gen erteilt worden sind, festgesetzt. Die-
se Verordnung gilt ausschließlich für
Neuanlagen, die bis 31.12.2004 geneh-
migt sind und bis 30.06.2006 in Betrieb
gehen. Die in der Verordnung enthalte-
nen Tarife gelten für die Abnahme elek-
trischer Energie ab Inbetriebnahme der
Anlage für einen Zeitraum von 13 Jah-
ren. Für Ökostrom aus Biogasanlagen
wurden die in Tabelle 1 angeführten Ta-
rife festgelegt.
Die Höhe des Tarifes wird durch die Eng-
passleistung und durch die stoffliche
Zusammensetzung des Gärsubstrates

bestimmt. Beim Einsatz von Kofermen-
ten werden die festgesetzten Preise um
25 % reduziert. Zur genauen Definition,
wann eine Biogasanlage als �Kofermen-
tationsanlage� zu bezeichnen ist und
welche organischen Stoffe eingesetzt
werden können, wurde am 20.03.2003
vom Bundesminister für Wirtschaft und
Arbeit ein entsprechender Erlass
(�Stoffstromerlass�) verabschiedet.

2.4 Erlass des Bundesministers
für Wirtschaft und Arbeit
betreffend die Anerkennung
von Biogas,anlagen gemäß
§ 7 Ökostromgesetz
(551.352/48-IV/1/03)

§ 7 Abs. 1 Ökostromgesetz BGBl. I Nr.
149/2002 sieht vor, dass Anlagen zur
Erzeugung elektrischer Energie, die aus-
schließlich auf Basis erneuerbarer En-
ergieträger betrieben werden, vom Lan-
deshauptmann des Landes, in dem sich
die Anlage befindet, bescheidmäßig als
Ökostromanlagen anzuerkennen sind
(�Stoffstromerlass�). Der Antrag muss
u.a. Unterlagen über den rechtmäßigen
Betrieb der Anlage, die eingesetzten Pri-
märenergieträger, die technischen Grö-
ßen und die Ausführung der Anlage be-
inhalten und vom Anlagenbetreiber ein-
gereicht werden. In Abbildung 2 wird die
stoffliche Differenzierung, entsprechend
dem Erlass in �Biomasse der land- und
forstwirtschaftlichen Urproduktion� und
in �Sonstige Stoffe�, dargestellt. Werden
in einer Biogasanlage Stoffe aus der
Gruppe �Sonstige Stoffe� verwertet, sind
diese Anlagen als �Ökostromanlagen
unter Einsatz von Biogas bei Kofermen-
tation� anzuerkennen. Es sind nur jene
�Sonstigen Stoffe� zulässig, die den ein-
schlägigen Bestimmungen im Bereich
des Bodenschutzes, des Gewässerschut-
zes sowie relevanter Hygieneanforderun-
gen entsprechen. Klärschlamm gilt nicht
als zulässiger �Sonstiger Stoff� für Bio-
gasanlagen.

Im Ökostromgesetz (BGBl. I Nr. 149/
2002) werden im Anhang, zugehörig
zum § 5 Abs. 1, �Abfälle mit hohem bio-
genen Anteil� sowie �Abfälle mit über
90 % organischem Kohlenstoffgehalt�
durch die zugeordnete fünfstellige
Schlüsselnummer des österreichischen
Abfallkataloges (ÖNORM S 2100) de-
finiert. Im beigeordneten Erlass wurde
eine Einteilung dieser Stoffe in �aus der
landwirtschaftlichen Urproduktion stam-
mende Stoffe� und �Sonstige Stoffe�
vorgenommen, um Biogasanlagen durch
einen höheren Strompreis zu stützen, die
keine Entsorgungsgebühren einheben
oder bei denen Erzeugungskosten wie im
Falle der Nutzung von Energiepflanzen
entstehen. Aus diesem Grund erhalten
Kofermentationsanlagen einen Einspei-
setarifabschlag von 25 %.

2.5 Weiterführende rechtliche
Rahmenbedingungen

Im Zuge der Bewilligung von Biogasan-
lagen kann neben den bereits angeführ-
ten rechtlichen Rahmenbedingungen ein
weites Spektrum an Rechtsordnungen
berührt werden. Welche Rechtsbereiche
im Einzelfall relevant werden, hängt we-
sentlich vom Standort der zukünftigen
Biogasanlage und von den betrieblichen
Zielen der Anlagenbetreiber ab. Betrieb-
liche Ziele können Strom und/oder Wär-
meerzeugung aus Wirtschaftsdüngern,
NAWAROS und/oder organischen Ab-
fällen sein (siehe auch Abbildung 4).
Um den Genehmigungsablauf fachlich
transparent, nachvollziehbar und zeit-
ökonomisch zu gestalten, sind die zu-
ständigen Behörden um die Durchfüh-
rung �konzentrierter Genehmigungsver-
fahren� bemüht. D.h. die zuständige
Behörde (meist das Gewerbereferat der
BH) ist bestrebt, im Zuge eines Bewilli-
gungsverfahrens nach Möglichkeit alle
Rechtsbereiche unter Hinzuziehung von
Amtssachverständigen der Länder ge-
mäß der angezeigten Erfordernisse des

Tabelle 1:  Tarife für Ökostrom aus Biogasanlagen

Anlagen mit einer Engpassleistung bis einschließlich 100 kW 16,50 Cent/kWh

Anlagen mit einer Engpassleistung von mehr als 100 kW bis 500 kW 14,50 Cent/kWh

Anlagen mit einer Engpassleistung von mehr als 500 kW bis einschl. 1 MW 12,50 Cent/kWh

Anlagen mit einer Engpassleistung von mehr als 1 MW 10,30 Cent/kWh

Bei Einsatz von Biogas bei Kofermentation werden diese festgesetzten Tarife um 25 %
reduziert.
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Die einzelnen Rechtsvorschriften wur-
den zur besseren Übersicht in die drei
Gruppen �Abfall�, �Bau� und �Biomas-
se der landwirtschaftlichen Urproduk-
tion� eingeteilt. Nicht jede Biogasanla-
ge kommt mit allen Rechtsvorschriften
in Berührung. Im wesentlichen entschei-
den die verwendeten Stoffgruppen über
die zur Anwendung kommenden relevan-
ten Rechtsbereiche.
Im Rechtsbereich �Biomasse der land-
wirtschaftlichen Urproduktion� erlaubt
die Verordnung (EG) Nr. 1251/1999 zum
Beispiel die Produktion von nachwach-
senden Rohstoffen (NAWAROS) auf
stillgelegten Ackerflächen, wenn diese
in Biogasanlagen verwertet werden.
Um sicherzustellen, dass die NAWAROS
nicht zur Fütterung verwendet werden,
muss die Biomasse beim Einsilieren de-
naturiert werden. Die Kontrolle wird von
zuständiger Stelle (Landwirtschaftskam-
mer, Agrar Markt Austria) durchgeführt.
Nach dem Wasserrechtsgesetz 1959 (idF
BGBl. I Nr. 155/1999) und dem �Ak-
tionsprogramm Nitratrichtlinie von
18.12.2002� können auf Ackerland 175
kg Reinstickstoff je ha bewilligungsfrei
ausgebracht werden. Auf landwirtschaft-
lichen Nutzflächen mit Gründeckung,
einschließlich Dauergrünland oder mit
stickstoffzehrenden Fruchtfolgen sind
210 kg Reinstickstoff je ha und Jahr zu-
lässig. Zur Ermittlung der bewilligungs-
freien Ausbringmenge ist nach der Richt-
linie1  des Fachbeirates für Bodenfrucht-
barkeit und Bodenschutz 2001 der Stick-
stoffgesamtgehalt von Biogasgülle und
Gärrückständen mit dem Faktor 0,75 zu
multiplizieren.
Für den Nachweis der Einhaltung der
Schwellenwerte werden die Nährstoff-
ströme aller Stoffgruppen genau erfasst
und die Nährstoffbilanz des Betriebes/
der Betriebsgemeinschaft ermittelt. Für
Schwellenwerte der Düngung gelten
auch Beschränkungen in Wasserschutz-
und Schongebieten sowie die Boden-
schutzbestimmungen der Länder.
Nach der Richtlinie des Fachbeirates für
Bodenfruchtbarkeit und Bodenschutz
werden geeignete Rohstoffe in drei Stoff-
gruppen �Biogasgülle� G1 oder �Gär-
rückstand� G2 und G3 eingeteilt. Nach-
vollziehbarkeit ihrer Herkunft und Be-
lastungspotential mit Schadstoffen sind
Kriterien der Einteilung:

Projektes zu beurteilen. Dies setzt aller-
dings einen intensiven Kontakt zwischen
Projektwerber, erfahrenen und sachkun-
digen Planern und der zuständigen Be-
willigungsbehörde voraus. Es ist deshalb
sinnvoll, wenn Planer und Projektwer-
ber bereits im frühen Planungsstadium
zusammen mit dem(n) Amtssachverstän-
digen der zuständigen Behörde(n) erör-
tern, welche Rechtsbereiche und Verord-
nungen gemäß der Projektlage zur An-
wendung kommen müssen.

Die junge Bewilligungspraxis zeigt bei
der Auslegung bestehender Rechtsberei-
che teilweise ein noch uneinheitliches
Bild. Zudem gibt es eine Vielzahl län-
derspezifischer Vorschriften, die zur An-
wendung kommen. Es ist deshalb im

Rahmen dieser Veröffentlichung nicht
möglich, alle Rechtsbereiche und Vor-
schriften detailliert darzustellen, die für
die Bewilligung von Biogasanlagen re-
levant sein können. Ohne Anspruch auf
Vollständigkeit wird ein Überblick über
wichtige Rechtsbereiche und Regelungs-
gegenstände gegeben.

Tabelle 2 liefert eine Übersicht über
wichtige Gesetze, Verordnungen und
Richtlinien, die beim Bau und Betrieb
einer landwirtschaftlichen Biogasanlage
wirksam werden können. Neben Bundes-
gesetzen, wie beispielsweise dem Abfall-
wirtschaftsgesetz, dem Düngemittelge-
setz und der Düngemittelverordnung,
kommen auch länderspezifische Geset-
ze und Verordnungen zur Anwendung.

1 Richtlinie: �Der Sachgerechte Einsatz von Biogasgülle und Gärrückständen im Acker- und Grünland�
2001

Abbildung 2: Stoffe für die Biogaserzeugung mit und ohne Kofermentation nach
dem Erlass gem § 7 Ökostromgesetz (551.352/48-IV/1/03)

Biogasanlage ohne Kofer-
mentation

Biogasanlage mit Kofermen-
tation

�Stoffe der landwirtschaftlichen
Urproduktion�

� Wirtschaftsdünger (tierische Aus-
scheidungen, Jauche, Gülle und
Stallmist sowie Stroh und ähnliche
Reststoffe aus der pflanzlichen
Produktion)

� Futtermittel sowie überlagerte Fut-
termittel (wenn hygienisch unbe-
denklich)

� Pflanzliche Erzeugnisse aus der
Grünland- und Ackernutzung ein-
schließlich Ernterückstände und
Silagen

� Verdorbenes sowie überlagertes
Saatgut (nicht gebeizt)

� Rübenschnitzel, Rübenschwänze,
Rübenblatt, Melasse

� Treber, Trester, Pressrückstände
� Vinasse
� Ölsaatrückstände (wenn frei von

Extraktionsmittel)
� Abfälle aus der Speisezubereitung

(nicht aus Großküche und Gastro-
nomie)

� Gemüseabfälle
� Flüssige Biomasse (Pflanzenöle,

Bioethanol, etc.)

�Sonstige Stoffe�
� Magen-/Darminhalte
� Verdorbene Lebensmittel
� Abfälle aus der Speisezubereitung

(Großküchen und Gastronomie)
� Fettabscheider
� Panseninhalt
� ....
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� Gruppe 1: Wirtschaftsdünger und Bio-
masse der landwirtschaftlichen Urpro-
duktion (Energiepflanzen und NAWA-
ROS führen zum Endprodukt der
�Biogasgülle�), deren Nutzung gemäß
der Richtlinien der sachgerechten
Düngung erfolgt. Die erforderliche La-
gerkapazität für die Biogasgülle hängt
von den standort- und fruchtfolgespe-
zifischen Gegebenheiten ab. In den
meisten Fällen wird eine Lagerdauer
von 180 Tagen vorgesehen.

� Gruppe 2 und 3: Die Verwendung von
ungefährlichen Abfällen gemäß des

Bundesabfallwirtschaftsgesetzes er-
gibt einen Gärrückstand, der bis zur
zulässigen Verwertung Abfall bleibt.
Es gilt dafür grundsätzlich Aufzeich-
nungspflicht. Bei Überschreiten einer
Jahreskapazität von 10.000 t (gem. B-
AWG §29 (1) Z.3) ist die Genehmi-
gung nach dem Bundesabfallwirt-
schaftsgesetz erforderlich. Bezüglich
der Schwermetalle bzw. der organi-
schen Schadstoffe haben die Aus-
gangsmaterialien der Stoffgruppe 2
unter den ungefährlichen Abfällen ein
geringeres Risikopotential, weil Her-

kunft, Gleichmäßigkeit und Qualität
sowie das Entstehen der Abfälle ver-
fahrensbedingt bekannt und nachvoll-
ziehbar sind. Erforderlich ist die
Durchführung von Qualitätskontrollen
(Schwermetalle, org. Schadstoffe, Hy-
giene) verschiedener Intensität (Unter-
suchungshäufigkeit) nach vorliegen-
dem Risikopotential der Stoffe von G2
und G3. Bei Gärrückständen der Grup-
pe 3 ist die hygienische Unbedenklich-
keit des Gärrückstandes von einer be-
fugten Fachperson oder Fachanstalt zu
garantieren.

Rechtsbereiche Betreffe

Bundes-Abfallwirtschaftsgesetz 20021 Kommt bei Einsatz von Abfällen gemäß ÖNORM 2100 (Abfallkatalof) zum Tragen.
(BGBl. I Nr. 102/2002) Aufzeichnungspflicht  entsteht beim Einsatz von Abfällen gemäß �Abfallkatalog� bzw.

 gemäß  �Europäisch. Abfallverzeichnis�.Bewilligungspflicht besteht bei Anlagen
> 1.000 t/a und beim Einsatz �gefährlicher Abfälle� siehe �Abfallkatalog� (BGBl. II Nr.
 227/1997)

EU-Hygienevorschriften Hygienisierungsvorschriften, Zulassung von Gülle zur Verwertung in Biogasanlagen,
(EU-VO 1774/2002; ABL. Nr. L273) Behandlungsnormen

Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz2 UVP-pflichtig sind Anlagen zur stofflichen Verwertung oder sonstigen Behandlung von
(BGBl. Nr.697/1993, idF BGBl. Nr. 89/2000, gefährlichen Abfällen mit einer Kapazität > 20.000 Tonnen pro Jahr
 idF BGBl. I Nr. 50/2202)

Gewerbeordnung Biogasanlagen, die Wärme verkaufen, unterliegen der Gewerbeordnung
(BGBl. Nr.194/1994, idF BGBl. Nr. 63/1997,
idF BGBl. I Nr. 73/2002)

Baugesetz3 (länderspezifisch) Feuerungsanlagen-Genehmigungs-Verordnung

Elektronikverordnung 1996 ÖVE-E5 Teil 9/1982, Elektro-Ex-Verordnung

Elektrizitätswesengesetz4 Biogasanlagen, die der Stromerzeugung dienen sind bewilligungspflichtig
(Landesgesetze in Ausführung des ELWOG)

Wasserrechtsgesetz 1959 Bewilligungspflicht besteht, wenn die in § 32 Abs. 2 lit. F. Wasserrechtsgesetz
(BGBl. Nr. 215/1959, idF BGBl. I Nr. 155/1999, genannten Schwellwerte der Düngergabe überschritten werden
idF BGBl. I Nr. 90/2000)

Richtlinie des Fachbeirates für Bodenschutz Empfehlungen zur pflanzengerechten und umweltverträglichen Anwendung von
und -fruchtbarkeit 2001 Biogasgülle und Gärrückständen

Düngemittelgesetz 19945 Betrifft das Inverkehrbringen und den Handel mit Dünger
(BGBl. Nr. 513/1994)

Düngemittelverordnung 1994 Betrifft die jährlich zulässigen Schadstofffrachten auf landwirtschaftlichen Böden.
(BGBl. Nr. 1007/1994)

Verordnung (EG) Nr. 1251/1999 Erlaubt die Produktion von nachwachsenden Rohstoffen (NAWAROS) zur Verwertung
 in Biogasanlagen auf stillgelegten Ackerflächen.

Kompostverordnung 2001 Qualitätsanforderungen
(BGBl. II Nr. 292/2001)

1... als gefährlich zu erfassen sind jene Abfallarten, welche im Verzeichnis im Sinne des Art. 1 Abs. 4 der Richtlinie 91/689/EWG über gefährliche Abfälle, ABl.
Nr. L 377 vom 31. 12. 1991, S 20, in der Fassung der Richtlinie 94/31/EG, ABl. Nr. L 168 vom 2. 7. 1994, S 28, enthalten sind;

2... UVP-G wurde mit BGBl. Nr. 697/1993 erlassen und mit BGBl. I Nr. 89/2000 grundlegend novelliert und zuletzt durch BGBl. I Nr. 50/2002 geändert. Durch
das UVP-G 2000 wird die Richtlinie des Rates über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten 85/337/EWG in
der Fassung der Novelle 97/11/EG (UVP-Richtlinie) in österreichisches Recht umgesetzt;

3... Das Steiermärkische Baugesetz, LGBl. Nr. 59/1995, in der Fassung LGBl. Nr. 73/2001;
4... Landesgesetze (z.B. NÖ ELWG 2001) in Ausführung des Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetzes,  BGBl.  I Nr.  143/1998  in  der  Fassung

BGBl.  I Nr. 121/2000;
5... Düngemittelgesetz 1994 � DMG 1994, BGBl. Nr. 513/1994, geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 117/1998, zuletzt geändert durch das

Bundesgesetz BGBl. I Nr. 23/2001. §1 Abs. 2: Zu den Düngemitteln gehören auch Wirtschaftsdünger, das sind tierische Ausscheidungen, Stallmist, Gülle
und Jauche sowie Stroh und ähnliche Reststoffe aus der pflanzlichen Produktion, denen keine Nährstoffe zugesetzt wurden und auf welche die
Begriffsbestimmung des Abs. 1 zutrifft

Tabelle 2: Rechtsbereiche, die bei der Biogaserzeugung berührt werden können
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Bei der Nutzung von organischen Ab-
fällen, die Träger von Krankheiten für
Menschen und Tiere sein können, müs-
sen entsprechende Vorkehrungen getrof-
fen werden, die jedes Risiko der Gesund-
heitsgefährdung vermeiden.
Die seit 01. Mai 2003 in Kraft getretene
EU-Verordnung 1774/2002; Abl. Nr. L
273 regelt die Verarbeitung und Verwer-
tung von nicht für den menschlichen
Verzehr bestimmten tierischen Neben-
produkte.

Tierische Nebenprodukte werden je nach
hygienischem Risikopotential in drei
Kategorien eingeteilt, wobei Kategorie
1 das höchste Risiko beinhaltet. Unver-
arbeitete Gülle (Kategorie 2) wird von
der VO zwar erfasst, sie unterliegt jedoch
keinen Verarbeitungsvorschriften. Als
Einschränkungen gilt, sofern keine Ge-
fahr der Verbreitung von schweren über-
tragbaren Krankheiten besteht und die
Gülle nicht in Verkehr gebracht oder
gehandelt wird. Magen-Darminhalte
können mit Einschränkungen ebenfalls
als unverarbeiteter Rohstoff im Biogas-
anlagen eingesetzt werden und bedürfen
keinerlei Vorbehandlung.
Für Speisereste und Fettabscheiderinhal-
te (außer Schlachthöfen) gelten weiter
nationale Regelungen.
Verschiedene andere im Ökostromgesetz
angeführte Stoffgruppen (SN 19, 127,
12, 94901) fallen in den Regelungsbe-
reich der EU-Hygiene-VO der Katego-
rie 2 und 3. In diesen Fällen müssen die
Biogasanlagen für die Zulassung folgen-
de spezielle Vorschriften erfüllen:
% Installationen:

� unumgehbare Pasteurisierungs-/
Entseuchungseinheit der geforder-
ten technischen Ausstattung

� Einrichtungen zur Reinigung und
Desinfektion von Fahrzeugen und
Behältern

& Verarbeitungsmethode: 133 °C/
20min/3bar/Korngröße 50 mm

' Methoden zur Überwachung und
Kontrolle kritischer Kontrollpunkte
werden festgelegt

( Fermentationsrückstände erfüllen
mikrobiologische Normen (Salmo-
nella, Enterobacteriaceae)

) Kontrolle von der zuständigen Be-
hörde

3. ÖKL-ALTENER-Standard
für Biogasanlagen land-
wirtschaftlicher Betriebe

Für die Genehmigung landwirtschaftli-
cher Biogasanlagen nimmt die Bewilli-
gungspraxis umfassend auf die im ÖKL-
EU-ALTENER-Standard dargestellten
Vorschläge und Maßnahmen Bezug.
In technischen und managementbeding-
ten Belangen wird das ÖKL-Merkblatt
Nr. 611 , in sicherheitstechnischen Belan-
gen das ÖKL-Merkblatt Nr. 622  und in
stofflichen Belangen das ÖKL-Merkblatt
Nr. 653  herangezogen.
In Abbildung 3 werden die wesentlichen
Bestandteile und Funktionselemente
landwirtschaftlicher Biogasanlagen für
die Nutzung von Wirtschaftsdüngern und
Energiepflanzen dargestellt.
Standardisierte Bauweisen senken die
Baukosten und können dazu beitragen,
komplexe Planungen und zum Teil kom-
plizierte Genehmigungsverfahren zu ver-
einheitlichen, transparent zu gestalten

und in einem vertretbaren Zeitraum
durchzuführen.
Der ÖKL-EU-ALTENER-Standard für
landwirtschaftliche Biogasanlagen ist
durch folgende wichtige Merkmale ge-
kennzeichnet.
% Verwendung von selbst erzeugten,

betriebseigenen biogenen Rohstof-
fen: Wirtschaftsdünger (Flüssigmist,
Jauche, Festmist, Futterreste), nach-
wachsende Rohstoffe (NAWAROS),
Ernterückstände und biogene Roh-
stoffe gemäß dem �Stoffgruppener-
lass� des Bundesministers für Wirt-
schaft und Arbeit betreffend der An-
erkennung von Biogasanlagen nach
§ 7 des Ökostromgesetzes (551.352/
48-IV/103).

& Werden darüber hinaus noch �son-
stige Stoffe� eingesetzt, so ist deren
Verwendung als �Kofermentations-
stoff� in ÖKL-Anlagen nur möglich,
wenn sie den einschlägigen Bestim-
mungen der Bereiche des Boden-
schutzes, des Gewässerschutzes so-
wie relevanter Hygieneanforderun-
gen entsprechen (vergl. Tabelle 2).
Es handelt sich dann um �Biogasan-
lagen landwirtschaftlicher Betriebe,
die sonstige Stoffen mit hohem bio-
genen Anteil kofermentieren�.

' Zwischenlagerung und Konservie-
rung von Energiepflanzen und nach-
wachsenden Rohstoffen

( Trennung von Haupt- und Nachgä-
rung (Durchfluss-Speicher-Verfah-

1 ÖKL-Merkblatt Nr. 61: �Landwirtschaftliche Biogasanlagen�
2 ÖKL-Merkblatt Nr. 62: �Sicherheitstechnik für landwirtschaftliche Biogasanlagen�
3 ÖKL-Merkblatt Nr. 65: �Organische Reststoffe für die Kofermenation in landwirtschaftlichen Biogasan-

lagen�

Abbildung 3: Funktionsschema und wesentliche Elemente landwirtschaftlicher
Biogasanlagen
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ren). Die Verweilzeit, mit der das
Gärgut im Fermenter (Hauptgärung)
verbleibt, richtet sich nach der Ab-
baufähigkeit (Abbaugeschwindig-
keit) der jeweils eingesetzten Gärgü-
ter. Wirtschaftsdünger und Biomas-
se der landwirtschaftlichen Urpro-
duktion können innerhalb von 40 bis
50 Tagen weitgehend (ca. 90 % des
anaerob abbaubaren Anteils) abge-
baut werden. Danach richtet sich die
Größe des Fermenters.

) Alle Behälter, in denen sich aktives
Gärgut befindet, sind an das gasfüh-
rende System angeschlossen.

* Das erzeugte Biogas wird zwischen-
gespeichert. Die Größe des Biogas-
speichers entspricht einem Drittel bis
zu Hälfte der Tagesproduktion.

+ Die Wärme wird nach Maßgabe be-
stehender technischer und betriebli-
cher Möglichkeiten soweit als mög-
lich verwertet.

, Die vergorene nährstoffreiche Bio-
gasgülle bzw. der Gärrückstand wird
als wertvoller Pflanzendünger in die
Vegetation ausgebracht.

4. Technische Grundlagen
der Amtssachverständi-
gen zur Beurteilung von
Biogasanlagen

Aufgrund bestehender Bestimmungen
im Gewerberecht hinsichtlich seiner
Anwendung z.B. im Falle einer fast aus-
schließlichen Fremdnutzung der erzeug-
ten Energie kann es notwendig und sinn-
voll sein, landwirtschaftliche Biogasan-
lagen nach gewerblichen Grundlagen
genehmigen zu lassen, ohne dass sich am
landwirtschaftlichen Status der Biogas-
anlage etwas ändert. Dieser Fall ist bei-
spielsweise gegeben, wenn Wärme an
das öffentliche Netz verkauft wird oder
das primäre Ziel in der Erzeugung und
dem Verkauf von Ökostrom liegt. Der
landwirtschaftliche Status der Biogasan-
lage besteht, wenn Biomasse der land-
wirtschaftlichen Urproduktion verwen-
det wird und die Biogasgülle bzw. der
Gärrückstand als organischer Dünger auf
landwirtschaftlichen Nutzflächen ver-
wertet wird (Flächenbezug; landwirt-
schaftliches Nebengewerbe).
Für gewerbliche Genehmigungsverfah-
ren wurden von technischen Amtssach-

verständigen der Länder im Jänner 2003
�Technische Grundlagen zur Beurteilung
von Biogasanlagen� erstellt. Die �Tech-
nischen Grundlagen� stellen die teilweise
herrschenden Auffassungsunterschiede
der technischen Amtssachverständigen
auf eine gemeinsame Basis. Für in Ge-
nehmigungsverfahren wichtige Belange
in den Bereichen
� Sicherheit (Maschinen und Geräte,

Bau, Gasverbrauchseinrichtungen,
Brandschutz, Elektrotechnik, Explo-
sionsschutz, Emissionen, Hygiene,
Rückstände)

� Betrieb und Wartung
werden, mit Bezug auf relevante Verord-
nungen, Normen und technische Richt-
linien, konkrete Lösungsvorschläge und
Maßnahmen dargestellt. Diese haben al-
lerdings keinen verbindlichen Charakter.
Dem technischen Amtssachverständigen
obliegt, wie bisher, den jeweils konkret
vorliegenden Sachverhalt nach den Er-
fordernissen des Einzelfalles zu beurtei-
len.
Die technischen Grundlagen geben Pla-
nern, Betreibern und verantwortlichen
technischen Amtssachverständigen in
zentralen Fragen wesentliche Hilfestel-
lung und Sicherheit. Unsicherheiten und
Auffassungsunterschiede in technischen
und sicherheitstechnischen Belangen
können durch deren Anwendung vermin-
dert oder sogar ganz abgebaut werden.
Es ist daher naheliegend und wünschens-
wert, die �Technische Grundlage� für
alle Biogasanlagen anzuwenden, unab-
hängig davon, nach welchen Gesetzen
sie einer Genehmigung bedürfen.

5. Erforderliche Unterlagen
und Projektdarstellung

Der Projektwerber bringt bei der zustän-
digen Behörde den Genehmigungsantrag
mit allen erforderlichen Unterlagen ein.
Die erforderlichen Unterlagen zum Vor-
haben beziehen sich auf den Standort,
auf technische und sicherheitstechnische
Belange aller Teile der Biogasanlage, für
die technische Anforderungen festgelegt
sind, auf die Emissionsminderung (Ab-
gase, Lärm, Geruch) und auf das Mana-
gement (Stoffe, Energie, Betreuung) der
Biogasanlage. Die Projektdarstellung
muss in allen Teilen umfassend, detail-
liert und vollständig sein. Andernfalls
kann es zu erheblichen zeitlichen Ver-

zögerungen des Genehmigungsverfah-
rens kommen. Eine frühzeitige Kontakt-
aufnahme des Projektwerbers zu der zu-
ständigen Behörde ist deshalb zweck-
mäßig. Auch empfiehlt es sich, bereits
in einem frühen Stadium Nachbarn, An-
rainer und umliegende Wohnbevölke-
rung detailliert und umfassend über die
Ziele, den Sinn und die Notwendigkeit
des Vorhabens zu informieren. Auf die-
se Weise können auf eventuell vorliegen-
de � begründete und unbegründete � Be-
denken und Ängste betroffener Men-
schen gegenüber dem Vorhaben sachlich
eingegangen und in der Projektentwick-
lung deren legitime Interessen berück-
sichtigt werden. Dies ist eine wesentli-
che Voraussetzung für einen reibungs-
losen erfolgreichen späteren Betrieb. In
Abbildung 4 erfolgt eine Darstellung der
Projektunterlagen, die für die Genehmi-
gung einer Biogasanlage erforderlich
sind.
Die Grundlage der Genehmigungsunter-
lagen stellen Standortbeschreibung und
verschiedene Pläne der Biogasanlage
dar. Der Grundrissplan erfordert mehre-
re Schnitte und Ansichten der gesamten
Biogasanlage im Maßstab 1:100. In ei-
nem Fließschema müssen die Gas- und
Substratwege ersichtlich sein. Bei der
technischen Beschreibung handelt es
sich um eine detaillierte Darstellung von
Bauweise und Funktion der Biogasanla-
ge. Eigene Stoff- und Energieflussdia-
gramme sollen Aufschluss über Art,
Menge, Qualität und Herkunft der Sub-
strate liefern sowie ein Dünger- und En-
ergienutzungskonzept enthalten. Etwai-
ge Verträge für den Zu- oder Verkauf von
Biomasse und Dünger müssen angege-
ben werden. Die Darstellung der Sicher-
heitstechnik ist ein wesentlicher Be-
standteil der Projektbeschreibung. Die
Dokumentation bedarf einer genauen
Ausführung der Explosionsschutzmaß-
nahmen, Sicherheitseinrichtungen und
eines detaillierten Explosionsschutz-
Zonenplanes. Auch Daten über Abgas-,
Lärm- und Geruchsemissionen sollen
angeführt werden. Genaue Darstellungen
der Verfahrens- und Arbeitsabläufe so-
wie Aussagen über die vorgesehene Be-
treuung und Kontrolle der geplanten
Anlage vervollständigen die Angaben
und liefern gemeinsam mit allen ange-
führten Bereichen eine umfassende und
vollständige Projektbeschreibung. Im
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Anhang befindet sich eine weitere Über-
sicht über wesentliche Unterlagen, an-
hand derer das Projekt dargestellt wird.

6. Unsicherheiten und
Vorschläge für den
Abbau von Hemmnissen

Erfahrungen der bestehenden Genehmi-
gungspraxis zeigen, dass fallweise Un-
sicherheiten bestehen, vorwiegend zu
Regelungen des Ökostromgesetzes und
zu Genehmigungsabläufen und -erfor-
dernissen. Eine weitere Vereinheitli-
chung von Biogasanlagen und des ge-
samten Genehmigungs- und Abwick-
lungsverfahrens würde transparente Ge-
nehmigungsabläufe erleichtern und Ak-
zeptanz für erforderliche Maßnahmen
schaffen.
� Technische Standardisierung: Bis-

herige Erfahrungen mit der neuen Ge-
neration von Biogasanlagen in der
Landwirtschaft zeigen, dass die Wei-
terentwicklung des ÖKL-ALTENER-
Standards für Biogasanlagen der Land-
wirtschaft im Bereich der 100 kW-An-

lagen, der 500 kW-Anlagen und in Ein-
zelfällen der 1 MW-Anlagen sinnvoll
wäre. Die Standardisierung sollte nach
den Leistungskategorien erfolgen, die
durch die Tarifstruktur vorgegeben
sind. Typenpläne würden zu einer Ver-
einfachung und Vereinheitlichung der
Anlagen führen.

� Tarife für �Altanlagen�: Nach den
Übergangsbestimmungen § 30; Abs. 3
des Ökostromgesetzes gelten für �Alt-
anlagen� die Rechtsvorschriften des
ElWOG  weiter.
Soweit diese Rechtsvorschriften kei-
ne zeitliche Gewährung der Einspei-
setarife enthalten, gelten die dort fest-
gelegten Tarife nur für die Dauer von
10 Jahren ab Inbetriebnahme der An-
lage. Fast alle Anlagen, die älter als
10 Jahre sind, erhalten somit nur mehr
den derzeitigen Marktpreis für Strom,
der bei 2,5 c/kWh liegt. Die wirtschaft-
liche Existenz dieser Anlagen ist da-
durch akut gefährdet. Erforderlich ist
eine Verordnung, in der Stromtarife
der �Altanlagen� von Biogaspionieren
geregelt werden.

� EU-Hygiene-VO: Gülle fällt unter die
tierseuchen- und hygienerechtlichen
Vorschriften der EU-Hygiene Verord-
nung zur Verarbeitung und Verwertung
von nicht für den menschlichen Ver-
zehr bestimmten tierischen Nebenpro-
dukten (Kategorie 2). Sie unterliegt
keinen Verarbeitungsvorschriften so-
fern nach Ansicht der zuständigen
Behörde keine Gefahr der Verbreitung
einer schweren übertragbaren Krank-
heit ausgeht und die Gülle nicht in
Verkehr gebracht oder gehandelt wird.
Allerdings ist nicht eindeutig geklärt,
welcher Status Gemeinschaftsanlagen
zukommt, in denen Wirtschaftsdünger
mehrerer Betriebe zur Biogaserzeu-
gung genutzt wird.

� Genehmigungsverfahren werden
derzeit in den Bundesländern unter-
schiedlich gehandhabt. Eine bundes-
einheitliche Standardisierung würde
eine zügige Planung und transparente
Genehmigungsverfahren fördern. Eine
klare und eindeutige Definition von
�landwirtschaftlichen Biogasanlagen�

Abbildung 4: Übersicht über erforderliche Unterlage für die Projekteinreichung

Ziel
Ökostrom- und Wärmeerzeugung aus Biomasse der landwirtschaftlichen Urproduktion oder
Behandlung und energetische Nutzung oganischer Reststoffe.
3 Betriebsmöglichkeiten: 1. Stoffe aus der landwirtschaftlichen Urproduktion: 2. Organische
Abfälle: 3. Kombination aus 1 und 2.

Sicherheitstechnik
Sicherheitseinrichtungen
Verriegelungen
Exschutz-Zonenplan
Explosionsschutz
Brandschutz (Brandabschnitte,
Brandschutzzonen)
Blitzschutz

Emissionen
Abgasemissionen des BHKW
Minimierung der Geruchsemissionen
Lärmemissionen einzelner Anlagenteile

Management/Maßnahmen
Management:
� Verfahrensablauf
� Arbeitsablauf
� Kontrollablauf
� Betreuung
Maßnahmen:
� Vorschriften von Herstellern
� Arbeitnehmerschutz
� Verträge für Biomasse und Dünger

Standort und Pläne
Standortbeschreibung (Katastermappe)
Lageplan (mind. 1 : 1000)
Grundrissplan (mind. 1 : 100)
Fließschema (Gas, Substrat)

Technische Belange
Techn. Beschreibung (Bau, Funktion)
� Biomasseanlieferung, -lagerung
� Ein-/Ausbringtechnik in Fermenter
� Maschinen u. Geräte zur Beschickung
� Zentrale Pumpstation
� Fermenter
� Endlager
� Biogasspeicher
� elektrische Anlage

Stoff-/Energieflüsse
Stoffflüsse (Art, Menge, Herkunft):
� Tierbestand
� Wirtschaftsdünger
� biogene Reststoffe
� Düngenutzungskonzept
� Abfallwirtschaftskonzept
Energieflüsse:
� Methan-/Biogasmenge
� Strom-/Wärmemenge
� Energienutzungskonzept
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und von �Abfallanlagen� würde mehr
Transparenz und Klarheit in Bezug auf
die zur Anwendung kommenden
Rechtsbereiche bewirken.

� Die Planung muss detailliert und
gründlich ausgeführt sein. Im Zuge der
Bauabwicklung dürfen nur noch ge-
ringfügige Änderungen erforderlich
sein. Kurzfristige, während der Bau-
abwicklung auf der Baustelle zu ent-
scheidende Änderungen sind meist mit
Problemen behaftet und führen i.d.R.
zu einer erheblichen Verteuerung der
Anlagen. Es ist deshalb unbedingt rat-
sam, sachkundige, erfahrene und pro-
fessionell arbeitende Planer von Be-
ginn an einzubinden.

Anhang
Übersicht über erforderliche Unterlage
für die Projektdarstellung:
1. Standortbeschreibung: Auszug aus

der Katastermappe und Flächenwid-
mungsplan, Anrainerverzeichnis

2. Ziele: a) Ökostrom- und Wärmeer-
zeugung aus Wirtschaftsdünger und
Biomasse der landwirtschaftlichen
Urproduktion; b) Behandlung und
energetische Nutzung organischer
Abfälle; Kombination von a) und b)
�Kofermentation�

3. Lageplan mind. im Maßstab 1:1000
(maßstabsgetreu), aus dem die Bio-
gasanlage, die angrenzenden Objekte
und Nachbarliegenschaften, die rings-
um nächstgelegenen Wohnobjekte
sowie Leitungsanlagen (z.B. allenfalls
vorhandene Gülleleitungen, Fernwär-
meleitungen, Hochspannungsleitun-
gen, Trafostationen) und sämtliche
Verkehrswege im Bereich der Biogas-
anlage ersichtlich sein müssen. Aus
dem Lageplan müssen auch alle be-
troffenen Fremdanlagen und Leitun-
gen ersichtlich sein.

4. Grundrissplan: Ansichten und
Schnitte mind. im Maßstab 1:100 der
Biogasanlage. Aus den Plänen muss
die Lage der Biogasleitungen, der ein-
gebauten Armaturen u. Sicherheits-
einrichtungen, Lüftungsanlagen etc.
ersichtlich sein.

5. Fließschema der Anlage hinsichtlich
Gas und Substrat.

6. Technische Beschreibung: Bauwei-
se und Funktionen der Biogasanlage
und der Anlagenbestandteile. z.B.

Darstellung mit Dimension der bau-
lichen und technischen Einrichtungen
für:
� Biomasseanlieferung mit Siloan-

lage und Rangierflächen: Hochsi-
lo für Körner und pumpfähige Bio-
masse wie z.B silierte Futterrüben;
Flachsilo für Ganzpflanzensilagen
aller Art

� Entnahme- und Einbringtechnik
der Biomasse in den Fermenter:
Für feste Biomasse: Aus Vorratsbe-
hälter mittels Einspülschacht,
Schnecke, Presskolben; Pumpen für
pumpfähige Biomasse

� Maschinen/Geräte zur Beschik-
kung des Fermenters: technische
Daten von Radladern, Misch- und
Dosierbehältern

� Zentrale Pumpstation mit Vor-
grube: Speicherkapazität für 3 bis
7 Tage

� Gärbehälter für die Hauptgä-
rung: Pfropfstromfermenter, voll-
ständig durchmischter Fermenter
mit Propeller- und/oder Paddel-
rührwerken, Hydraulische Verweil-
zeit: 40 bis 50 Tage

� Gärrückstandsspeicher: Spei-
cherkapazität für 180 Tage, kann
gleichzeitig Funktion für Nachgä-
rung übernehmen

� Biogasspeicher: 1/3 bis ½ Tages-
produktion

� Substratführendes Sytem: Druck-
und freie Leitungen; Konformitäts-
bescheinigung des Hersteller über
das gesamte substratführende Sy-
stem � Druckpumpen, Tauchmotor-
rührgeräte, Rohrleitungen und Ar-
maturen -  gemäß der einschlägigen
Unfallverhütungsvorschriften land-
wirtschaftlicher Berufsgenossen-
schaften und Sicherheitsrichtlinien
für landwirtschaftliche Biogasanla-
gen sowie entsprechender Maschi-
nenbau DIN-Normen etc.

7. Darstellung der Stoffflüsse: Tierbe-
stand und Wirtschaftsdüngermenge;
Art, Menge und Qualität (Inhaltsstof-
fe) der biogenen Rohstoffe (NAWA-
ROS), Herkunft und Verwertung, Flä-
chenbedarf für die Erzeugung und
Gewinnung der biogenen Rohstoffe
und für die Verwertung des Gärrück-
standes, Düngernutzungskonzept.

8. Darstellung der Energieflüsse: Me-
thanausbeute aus der Biomasse, Be-

rechnung der Biogas- und Methan-
menge, Darstellung der Qualität des
Biogases, erzeugte Strom- und Wär-
memenge, Energienutzungskonzept.

9. Darstellung der Verfahrens-, Ar-
beits-, Kontrollabläufe und der Be-
treuung der Biogasanlage: Lage-
rung, Aufbereitung, Einbringung, Ent-
nahme, Ausbringung der Biomasse,
Kontrolle und Betreuung der Anlage.

10. Abfallwirtschaftskonzept: bei Ver-
wendung ungefährlicher, organischer
Abfälle gem. ÖNORM S 2100 und
BAWG

11. Ex-Zonenplan
12. Beschreibung der Explosionsschutz-

maßnahmen
13. Angaben über Abgasemissionen des

BHKW
14. Angaben über Vorkehrungen zur

Minimierung der Geruchsemissio-
nen

15. Angaben über Lärmemissionen ein-
zelner Anlagenteile

16. Vom Hersteller ausgearbeitete Vor-
schriften über: Inbetriebnahme und
Wiederinbetriebnahme, Betriebsan-
leitungen für den Normalbetrieb, Be-
triebsanleitungen für das Verhalten bei
Auftreten von Störungen, Vorschrift
für die Außerbetriebnahme, Alarm-
und Gefahrenabwehrplan

17. Technische Beschreibung der elek-
trischen Anlagen: Stromerzeugungs-
anlage, elektrische Einrichtungen der
Biogasanlage, Steuerungen, Regelun-
gen und Schuzmaßnahmen, einpoliger
Übersichtsplan der elektrischen
Stromerzeugungsanlage von den Ge-
neratoren bis zum Netzeinspeisepunkt
mit Angaben über Schalt-, Schutz und
Meßsseinrichtungen.

18. Darstellung der Maßnahmen für
den Arbeitnehmerschutz: z.B. be-
heizbare Fahrerkabine für Radlader
und Traktoren

19. Verträge für das Biomasse und Dün-
gungsmanagement: Biomassebe-
schaffung und Gärrückstandsverwer-
tung

20. Darstellung der Verfahrens-, Ar-
beits-, Kontrollabläufe und der Be-
treuung der Biogasanlage: z.B. La-
gerung, Aufbereitung, Einbringung,
Entnahme, Ausbringung der Biomas-
se, Kontrolle und Betreuung der An-
lage


